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Sonntagen und öffentlichen Feiertagen —, wird bis zum Be­
weis des Gegenteils vermutet, daß der Empfänger das Gut in 
dem im Frachtbrief beschriebenen Zustand erhalten hat. 
Wenn es sich um äußerlich nicht erkennbare Verluste oder 
Beschädigungen handelt, müssen die genannten Vorbehalte 
schriftlicherfolgen.

2. Haben Empfänger und Frachtführer den Zustand des 
Gutes gemeinsam überprüft, so ist der Gegenbeweis gegen 
das Ergebnis der "Überprüfung nur zulässig, wenn es sich um 
äußerlich nicht erkennbare Verluste oder Beschädigungen 
handelt und der Empfänger innerhalb von sieben Tagen, 
Sonntage und. öffentliche Feiertage nicht mitgerechnet, nach 
der Überprüfung beim Frachtführer schriftlich Vorbehalte 
gemacht hat.

3. Schadenersatz wegen Überschreitung der Lieferfrist kann 
nur gefordert werden, wenn innerhalb von 21 Tagen nach 
dem Zeitpunkt, an dem das Gut dem Empfänger zur Verfü­
gung gestellt worden ist, ein schriftlicher Vorbehalt an den 
Frachtführer gerichtet wird.

4. Bei der Berechnung der in diesem Artikel festgelegten 
Fristen wird jeweils der Tag der Ablieferung, der Tag der 
Überprüfung oder der Tag, an dem das Gut dem Empfänger 
zur Verfügung gestellt worden ist, nicht mitgerechnet.

5. Frachtführer und Empfänger gewähren einander jede 
angemessene Erleichterung für die erforderlichen Nachfor­
schungen und Überprüfungen.

Artikel 31

1. Bei allen gerichtlichen Verfahren, die sich aus dieser 
Konvention unterliegenden Beförderungsleistungen ergeben, 
kann der Kläger bei jedem Gericht eines Vertragsstaates, das 
durch Vereinbarung zwischen den Parteien bestimmt wurde, 
und darüber hinaus bei den Gerichten eines Staates Klage 
erheben, auf dessen Hoheitsgebiet

a) der Beklagte seinen gewöhnlichen Wohnsitz, seinen 
Hauptgeschäftssitz oder die Zweig- oder Geschäftsstelle 
hat, über die der Beförderungsvertrag abgeschlossen 
wurde, oder

b) der Ort der Übernahme des Gutes durch den Fracht­
führer oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort 
liegt.

Andere Gerichte können nicht angerufen werden.

’ 2. Ist bei einem nach Absatz 1 zuständigen Gericht ein Ver­
fahren wegen einer Forderung im Sinne des genannten Ab­
satzes anhängig, oder ist durch ein solches Gericht hinsichtlich 
einer solchen Forderung ein Urteil ergangen, so kann wegen 
derselben Sache zwischen denselben Parteien kein neues Ver­
fahren angestrengt werden, es sei denn, daß die Entscheidung 
des Gerichtes, bei dem das erste Verfahren angestrengt 
wurde, in dem Staat, wo erneut Klage erhoben wird, nicht 
vollstreckt werden kann.

3. Ist in einem Verfahren im Sinne des Absatzes 1 dieses 
Artikels ein Urteil eines Gerichtes eines Vertragsstaates in 
diesem Staat vollstreckbar geworden, so wird es auch in allen 
anderen Vertragssta^ten vollstreckbar, sobald die in dem 
jeweiligen Staat erforderlichen Formalitäten erfüllt sind. 
Diese Formalitäten dürfen nicht zu einer sachlichen Nach­
prüfung des Falles führen.

4. Die Bestimmungen des Absatzes 3 dieses Artikels gelten
für Urteile im kontradiktorischen Verfahren, für Versäum- 
nisurteile und für gerichtliche Vergleiche, jedoch nicht für 
vorläufig vollstreckbare Urteile sowie nicht für Verurteilun­
gen, durch die dem Kläger bei vollständiger oder teilweiser 
Abweisung der Klage neben den Verfahrenskosten Schaden­
ersatz auferlegt werden. -*•

5. Angehörige von Vertragsstaaten, die ihren Wohnsitz 
oder ihre Geschäftsstelle in einem dieser Staaten haben, sind 
nicht verpflichtet, für die Kosten eines gerichtlichen Verfah­
rens, das aus Beförderungsleistungen gemäß dieser Konven­
tion entsteht, Sicherheit zu leisten.

Artikel 32

1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche, die aus Beförde­
rungsleistungen gemäß dieser Konvention entstehen, beträgt 
ein Jahr. Bei Vorsatz oder bei einem Verschulden, das das 
mit dem Fall betraute Gericht nach seinem Recht einem 
Vorsatz gleichstellt, beträgt die Verjährungsfrist jedoch drei 
Jahre. Die Verjährungsfrist beginnt:

a) bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder Überschrei­
tung der Lieferfrist mit dem Tag der Ablieferung des 
Gutes;

b) bei völligem Verlust mit dem dreißigsten Tage nach 
Ablauf der vereinbarten Lieferfrist oder, wurde keine 
'Lieferfrist vereinbart, mit dem sechzigsten Tage nach 
Übernahme des Gutes durch den Frachtführer;

c) in-allen anderen Fällen mit Ablauf einer Frist von drei 
Monaten nach Abschluß des BeförderungsVertrages.

Der Tag, an dem die Verjährungsfrist beginnt, wird dabei 
nicht mitgerechnet.

2. Der Ablauf der Verjährungsfrist wird durch eine schrift­
liche Reklamation bis zu dem Tage gehemmt, an dem der 
Frachtführer diese Reklamation durch schriftliche Mitteilung 
zurückweist und die ihr beigefügten Dokumente zurück­
sendet. Wird die Reklamation teilweise anerkannt, so läuft 
die Verjährung nur für ihren noch streitigen Teil weiter. Die 
Beweisführung über den Erhalt der Reklamation oder der 
Antwort sowie über die Rücksendung der Dokumente obliegt 
der Seite, die sich darauf beruft. Weitere Reklamationen, die 
denselben Anspruch zum Gegenstand haben, hemmen die 
Verjährung nicht.

3. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 dieses 
Artikels gilt für die Hemmung der Verjährungsfrist das 
Recht des mit dem Fall betrauten Gerichtes. Das Recht gilt 
auch für die Unterbrechung der Verjährung.

4. Verjährte Ansprüche können auch nicht durch Wider­
klage oder Einrede geltend gemacht werden.

Artikel 33

Der Beforderungsvertrag kann eine Bestimmung enthalten, 
durch die die Zuständigkeit eines Schiedsgerichtes begründet 
wird, wenn diese Bestimmung vorsieht, daß das Schiedsge­
richt nach 'dieser Konvention zu verfahren hat.

KAPITEL VI
Bestimmungen über die Beförderung 

durch mehrere Frachtführer nacheinander

Artikel 34

Wenn eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen 
Vertrages ist, von mehreren Straßenfrachtführern nacheinan­
der ausgeführt wird, so haftet jeder von ihnen für die Aus­
führung der gesamten Beförderungsleistung; der zweite und 
jeder folgende Frachtführer wird gemäß den Bedingungen 
des Frachtbriefes auf Grund der Annahme des Gutes und des 
Frachtbriefes Vertragspartei.

Artikel 35

1. Ein Frachtführer, der das Gut von dem vorhergehenden 
Frachtführer übernimmt, stellt diesem eine datierte und 
Unterzeichnete Empfangsbestätigung aus. Er hat seinen Na-


